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Abstract 

 

Der Rechtskonflikt um den polnischen Braunkohletagebau Turów stellt den zentralen 

Untersuchungsgegenstand dieser Einzelfallstudie dar. Das Forschungsinteresse konzentriert 

sich auf das Verhalten der Europäischen Kommission angesichts der Noncompliance Polens 

innerhalb dieser seltenen Konstellation eines internationalen Rechtskonflikts in der EU. Es wird 

der Forschungsfrage nachgegangen, warum die Kommission trotz einer bestehenden 

Noncompliance Polens mit EU-Recht nicht mit einem eigenen Vertragsverletzungsverfahren 

aktiv wurde. Hierfür wird auf theoretische Überlegungen von Falkner (2018) und Zhang 

(2022a) zurückgegriffen, die sich mit einer strategischen Zurückhaltung der Kommission in 

Fällen von Noncompliance empirisch beschäftigt haben. Es werden mittels dieser theoretischen 

Ansätze in Verbindung mit empirischen Quellen Erklärungsansätze für das Verhalten der 

Kommission im Fall herausgearbeitet. Es zeigt sich hier, dass die Kommission sich an ihren 

offiziellen Strategien zur Durchsetzung des EU-Rechts orientierte und eine einvernehmliche 

Lösung des Rechtskonfliktes präferierte. Die Einordnung des Falls in das theoretische Konzept 

Toleration of Noncompliance (ToN) von Zhang (2022a) gelingt in der Analyse aufgrund der 

atypischen Eigenschaften des Falls nur bedingt. 

Keywords: Umweltpolitik, Energiepolitik, Noncompliance, Rechtskonflikt, 

Vertragsverletzungsverfahren, Europäische Kommission, Einzelfallstudie, Polen, Tschechien 



2  

Inhaltsverzeichnis 

 

1. Einleitung ............................................................................................................................ 4 

2. Literatur-Review ................................................................................................................. 7 

3. Theoretischer Rahmen ........................................................................................................ 8 

3.1. Noncompliance-Management und Toleration of Noncompliance der  EU-Kommission ........ 8 

3.2. Theoretische Erwartungen und kritische Reflexionen ........................................................... 10 

4. Methode ............................................................................................................................. 11 

5. Fallauswahl ....................................................................................................................... 12 

6. Der Rechtskonflikt um den polnischen Braunkohletagebau Turów ................................. 13 

7. Fallanalyse: Erklärungsansätze für das Verhalten der EU-Kommission im Fall Turów .. 17 

8. Diskussion ......................................................................................................................... 21 

9. Fazit und Ausblick ............................................................................................................ 23 

10. Literatur- und Quellenverzeichnis ..................................................................................... 24 

 

  



3  

Liste der Abbildungen 

Abbildung 1: Die geographische Lage des Braunkohletagebaus Turów. Quelle: In Anlehnung 

an Auszug aus Google LLC. (2023): Kopalnia Węgla Brunatnego Turów. Google Maps 

[Kartendienst], [online] https://www.google.de/maps [abgerufen am 30.05.2023]. 

 

 

Liste der Abkürzungen 

 

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

 
Art. Artikel 

 
EU Europäische Union 

 
EuGH Europäischer Gerichtshof 

 
EUV Vertrag über die Europäische Union 

 
JTF Just Transition Fund 

 
MS Mitgliedsstaat(en) der Europäischen Union 

 
PGE Polnische Energie Gruppe (Polska Grupa Energetyczna) 

 

PiS Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość) 
 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
ToN Toleration of Noncompliance 

  

http://www.google.de/maps


4  

1. Einleitung 

Seit dem Beitritt Polens zur Europäischen Union (EU) im Jahr 2004 hat sich das Land von 

einem Vorzeigefall europäischer Integration zu einem Mitgliedsstaat im profunden Konflikt 

mit rechtstaatlichen Grundprinzipien der EU und einiger ihrer Institutionen entwickelt. Die 

polnische Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość - PiS) leitete nach ihrem 

Regierungsantritt im Jahr 2015 unter einem euroskeptischen Kurs eine ideologische Abkehr   

von Bemühungen vorheriger polnischer Regierungen ein, die europäische Integration Polens 

zu vertiefen (Balcer & Buras 2017; Buras 2017 & 2018). Dies zeigte sich in der Praxis bislang 

insbesondere in Fragen der europäischen Migrations- und Klimapolitik (Simon & Zbytniewska 

2023; Liboreiro 2023). Wenngleich die absolute Mehrheit der polnischen Bevölkerung konstant 

die Mitgliedschaft Polens in der EU befürwortet (Public Opinion Research Center 2021), betont 

die PiS-Regierung, die nationale Souveränität Polens wahren und vor einer übermäßigen 

Einflussnahme der Institutionen der EU schützen zu müssen (Balcer & Buras 2017: 14 ff.; The 

Chancellery of the Prime Minister 2021). 

Parallel hierzu versucht sie, eine schrittweise Abkehr von rechtsstaatlichen Grundprinzipien in 

Polen voranzutreiben. Dies äußert sich seit 2016 in Gestalt der höchst umstrittenen 

Justizreform, welche einen Abbau der Unabhängigkeit der polnischen Gerichte vorsieht 

(European Commission 2017a) und dadurch auch das Verhältnis zwischen Polen und der 

Europäischen Kommission belastet.1 Als „Hüterin der Verträge“2 hat diese seit 2018 Verstöße 

Polens gegen rechtsstaatliche Grundprinzipien der EU angemahnt sowie 

Vertragsverletzungsverfahren an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) überwiesen und so 

versucht, gegen diese Bestrebungen der PiS-Regierung vorzugehen.3 Hierbei konnte auch 

beobachtet werden, dass Polen Urteile des EuGH missachtete. Als Reaktion darauf beschloss 

die Kommission, Fördermittel Polens aus dem NextGenerationEU-Aufbauprogramm 

zurückzuhalten, sowie Strafzahlungen zu verhängen (European Commission 2021; Rankin 

2023). 

 

Gleichwohl die polnische Justizreform wohl der gravierendste Fall einer Missachtung von EU-

Recht der letzten Jahre ist, kann ein weiterer Fall vorgestellt werden, bei dem sich Polen  trotz 

                                                      
1 Nachfolgend wird die Europäische Kommission als „Kommission“ und als „EU-Kommission“ (in 
Überschriften) bezeichnet. Die Begriffe sind synonym zu verstehen. 
2 Europäische Kommission (o. D.): Die Aufgaben der Europäischen Kommission im Bereich der Rechtsetzung, 
[online]. 
3 Siehe Kommission/Polen, C-619/18, 2018; Kommission/Polen, C-192/18, 2019; Kommission/Polen, C-147/23, 
2023; European Commission 2023. 
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eines Vertragsverletzungsverfahrens beständig widerwillig zeigt, das verletzte EU-Recht zu 

befolgen. 

Es ist der Fall des Rechtskonfliktes um den Braunkohletagebau Turów in der polnischen 

Gemeinde Bogatynia der Woiwodschaft Dolnośląskie im Dreiländereck zu Tschechien und 

Deutschland. Eine Verlängerung der Bergbaukonzession des Braunkohletagebaus bis 2026 

durch Polens Regierung im Jahr 2020 veranlasste Tschechien hauptsächlich aufgrund negativer 

Auswirkungen des Tagebaus auf Grundwasser seines Staatsgebietes dazu, ein 

Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 259 (AEUV) gegen Polen einzuleiten (Court of 

Justice of the European Union 2021: 1) und vor dem EuGH zu verklagen (C-121/21, 

Tschechische Republik/Republik Polen, 26. Februar 2021). Dort führte Tschechien an, dass 

Polen bei der Verlängerung der Bergbaukonzession Turóws gegen mehrere EU-Richtlinien 

verstoßen habe (ebd.). Nach einem Beschluss des EuGH, der anordnete, den Betrieb Turóws 

übergangsweise einzustellen, der Weigerung Polens, diesem Folge zu leisten, und einer 

Verhängung von Strafzahlungen gegen Polen, kam es im Februar 2022 schließlich aufgrund 

eines außergerichtlichen Abkommens zwischen beiden Mitgliedsstaaten (MS) zur Einstellung 

des Verfahrens vor dem EuGH, ohne dass ein endgültiges Urteil ergangen war. Gleichzeitig 

blieb die Noncompliance Polens mit EU-Recht im Falle der Verlängerung der 

Bergbaukonzession Turóws weitgehend bestehen. Die Kommission war im Rechtskonflikt 

zwischen Tschechien und Polen vor dem EuGH zwar als Streithelferin Tschechiens aufgetreten, 

ist aber zu keiner Zeit eigenständig mit einem Vertragsverletzungsverfahren gegen Polens 

Noncompliance aktiv geworden. Das Forschungsinteresse dieser Arbeit ist, dieses Verhalten 

der Kommission im Rechtskonflikt um den Braunkohletagebau Turów zu erklären. 

 

Die Relevanz des Falls liegt darin begründet, dass Polen in den letzten Jahren unter der PiS- 

Regierung mehrfach gegen grundlegende Rechtsnormen und -prinzipien der EU verstoßen und 

Urteile des EuGH ignoriert hat. Dies könnte negative Implikationen für die europäische 

Integration hervorrufen (Auer et al. 2021) und die Grundsätze des Vorrangs und der gleichen 

Anwendung des EU-Rechts in den MS gefährden (siehe EUR-Lex o. D.; Heimann & Winde 

2021; European Commission 2022a: 8). Dieser Hintergrund kann einen besonderen Fokus auf 

Noncompliance-Fälle in Polen rechtfertigen. 

Neben einer Ursachenforschung von Noncompliance in Polen kann aber auch die 

Auseinandersetzung mit den institutionellen Dynamiken der Kommission von Bedeutung sein, 

da diese schließlich das EU-Recht maßgeblich mitgestaltet und seine Durchsetzung in den MS 

überwachen soll (Börzel 2003: 2). Die Kommission muss mit dem Balanceakt umgehen, 
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einerseits ihre Glaubwürdigkeit und Effektivität als ‚Hüterin der Verträge' zu erhalten und 

andererseits ihren politischen Aufgaben nachzukommen sowie die diplomatischen 

Beziehungen zu den MS aufrechtzuerhalten (Kelemen & Pavone 2022: 12; Andersen 2012: 14, 

23 ff.). Der Rechtskonflikt um Turów findet in diesem Spannungsfeld statt. Die Noncompliance 

Polens blieb auch nach einem Gerichtsverfahren vor dem EuGH weitgehend bestehen (Goliński 

2022: 33 ff.; BUND Sachsen 2022; Entscheidung vom 31. Mai 2022, Aktenzeichen IV SA/Wa 

654/23). Sie ist problematisch, da sie zur Folge hat, dass grenzüberschreitende 

Umweltschädigungen in Tschechien und Deutschland andauern (Kraśnicki 2022; Zachová & 

Pištorová 2023). Dies kann eine Untersuchung des zurückhaltenden Verhaltens der 

Kommission im Fall ebenfalls rechtfertigen. Diese Überlegungen führen zu der folgenden 

Forschungsfrage: 

Warum hat die Europäische Kommission im Fall Turów nie ein eigenes 

Vertragsverletzungsverfahren gegen Polens bestehende Noncompliance eingeleitet? 

Ich werde zur Beantwortung dieser Frage eine Einzelfallstudie durchführen, die den Fall Turów 

und die Rolle der Kommission in diesem Fall untersucht. Nach der Einleitung und einem 

Literatur-Review stelle ich theoretische Überlegungen zum strategischen Umgang der 

Kommission mit Noncompliance (Noncompliance-Management) und einer Toleration of 

Noncompliance (ToN) basierend auf den Veröffentlichungen von Falkner (2018) und Zhang 

(2022a) vor. Hierzu werden zusätzlich theoretische Erwartungen und kritische Reflexionen 

formuliert. Darauf folgt eine ausführliche Darstellung des Rechtskonflikts um Turów. Die 

Analyse des Falls ergründet anschließend, warum die Kommission im Fall Turów nie ein 

eigenständiges Vertragsverletzungsverfahren initiiert hat. Abschließend folgt die Diskussion 

der Ergebnisse sowie ein Fazit und ein Ausblick auf weitere Entwicklungen und 

Forschungsmöglichkeiten. 
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2. Literatur-Review 

Im Hinblick auf den Umgang der Kommission mit Noncompliance gibt es in der 

Noncompliance-Literatur einen Konsens darüber, dass die Kommission selektiv und strategisch 

vorgeht (Mbaye 2001: 268; Hartlapp & Falkner 2009: 292 f.; Steunenberg & Rhinard 2010: 

502, Blauberger & Kelemen 2017: 323, Fjelstul & Carrubba 2018: 442). Ein  Teil der Literatur 

verwendet quantitative Forschungsmethoden und argumentiert über spieltheoretische Modelle, 

dass die Kommission ihre Entscheidungen zum Umgang mit Noncompliance über Kosten-

Nutzen-Erwägungen treffe (Steunenberg 2010; König & Mäder 2014; Cheruvu 2022) und dabei 

den Mehrwert und die Erfolgschancen (König & Mäder 2014; Cheruvu 2022) ihrer Verfahren, 

sowie Sanktionskosten (König & Mäder 2014) berücksichtige. Andere Studien nehmen an, dass 

Handlungsmotive der Kommission bei Noncompliance oft von ihren eigenen Präferenzen und 

politischen Erwägungen (Fjelstul & Carrubba 2018) und/oder derer der MS abhängig sein 

können (Steunenberg 2010; Kelemen & Pavone 2022). Einige Autoren sind der Ansicht, dass 

die Kommission bei Noncompliance konsensuale Strategien gegenüber Zwangsmaßnahmen 

bevorzugt (Hartlapp 2007; Batory 2016: 688; Closa 2019, zitiert nach Priebus 2022: 1694), und 

oft den Dialog und die Kooperation mit den Regierungen eingeht (Tallberg 2002: 612 f.; 

Kelemen & Pavone 2022; Priebus 2022: 1693 f.). Hofmann (2018) stellt außerdem fest, dass 

die Kommission sich zunehmend aus zentralisierten Formen der Rechtsdurchsetzung wie 

Vertragsverletzungsverfahren zurückgezogen hat, stärker informelle Instrumente für ihr 

Compliance-Management einsetzt, und private, dezentralisierte Durchsetzung verstärkt 

unterstützt. 

Trotz einer großen Vielfalt an Noncompliance-Forschung gibt es aber nur wenige Studien, die 

sich mit der Frage beschäftigen, warum die Kommission in einem einzelnen Noncompliance-

Fall zurückhaltend aufgetreten ist. Zhang (2022b) versucht dies allerdings für einen Fall einer 

Noncompliance der Slowakei und stellt dabei die These auf, dass die Kommission 

Noncompliance nicht unbedingt aus Eigennützigkeit tolerieren könne, sondern auch, um die 

Stabilität des EU-Rechtssystems zu sichern. Zhang (2022a) entwickelt darüber hinaus über 

weitere empirische Einzelfälle das theoretische Konzept einer Toleration of Noncompliance 

(ToN) und eine dazugehörige Typologie. 

Der Literaturüberblick zeigt, dass sich die Literatur umfassend mit dem Umgang der 

Kommission mit Noncompliance beschäftigt hat, dabei aber nur vereinzelt mit einer bewussten 

Zurückhaltung der Kommission in einem konkreten Noncompliance-Fall. Dies spricht dafür, 

dem Forschungsinteresse dieser Arbeit nachzugehen. 
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3. Theoretischer Rahmen 

Es werden nun theoretische Überlegungen von Falkner (2018) und Zhang (2022a) vorgestellt, 

die den theoretischen Rahmen der Arbeit stellen und zur Bildung von Erklärungsansätzen für 

das Verhalten der Kommission im Fall Turów beitragen sollen. 

3.1. Noncompliance-Management und Toleration of Noncompliance der 

EU-Kommission 

Der Begriff Noncompliance bezieht sich auf Fälle einer Nichtumsetzung von EU-Richtlinien 

in nationales Recht, deren fehlerhafte rechtliche Umsetzung oder eine fehlerhafte Anwendung 

von EU-Richtlinien, Verordnungen oder Vertragsartikeln durch die MS (Börzel 2021: 14 f.). 

Liegt eine Noncompliance vor, ist die Durchsetzung des EU-Rechts in erster Linie Aufgabe der 

Kommission (Art. 17, EUV). Ihr stehen hierfür vor allem Vertragsverletzungsverfahren zur 

Verfügung (Art. 258, AEUV). 

Unter dem Begriff Noncompliance-Management sind in dieser Arbeit nun jene 

Verhaltensweisen der Kommission gemeint, die ein strategisches Vorgehen im Umgang mit 

Noncompliance aufweisen. Falkner (2018) und Zhang (2022a) haben sich mit der Frage 

auseinandergesetzt, wie und warum sich die Kommission bei einer bestehenden 

Noncompliance mit eigenen Maßnahmen strategisch zurückhalten könnte, vor allem wenn 

diese nach einem Vertragsverletzungsverfahren und Urteilen des EuGH weiterhin besteht. 

Falkner (2018) merkt an, dass die Anzahl von Überweisungen von Rechtsverstößen an den 

EuGH durch die Kommission über Vertragsverletzungsverfahren seit 2007 stetig abgenommen 

hat (ebd.: 771). Als ein wichtiger Grund hierfür könne unter anderem das offizielle Vorgehen 

der Kommission bei der Durchsetzung von EU-Recht angesehen werden (ebd.: 774), welches 

sie im Jahre 2017 in einer Mitteilung mit dem Titel „EU-Recht: Bessere Ergebnisse durch 

bessere Anwendung“ (European Commission 2017b) veröffentlichte. In dieser wird „(…) ein 

strategischerer Ansatz für die Durchsetzung im Falle von Verstößen gegen das EU-Recht.“ 

angestrebt (ebd.: 11). Die Kommission berücksichtige etwa, welcher Mehrwert bei einem 

Vertragsverletzungsverfahren erzielt werden kann und schließe ihr Verfahren, wenn ihr dies 

aus politischer Sicht angebracht erscheint (ebd.: 15). Diesen Ansatz könne die Kommission laut 

Falkner auch schon vor der Veröffentlichung dieser Mitteilung verfolgt haben (Falkner 2018: 

774). Ein Rückgang der Verfahren vor dem EuGH könne aber auch auf die Einführung von 

alternativen Verfahren zurückzuführen sein, die Noncompliance außergerichtlich regeln. Die 

Kommission hat etwa transgouvernementale Netzwerke (Hobolth & Martinsen 2013: 1406, 

zitiert nach Falkner 2018: 773) wie EU-Pilot ins Leben gerufen, um darüber in einen 
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Problemlösungsdialog mit MS eintreten zu können (Falkner 2018: 773). 

 

Zhang (2022a) hat die Frage untersucht, warum die Kommission als ‚Hüterin der Verträge' 

Noncompliance toleriert. 

Er weist darauf hin, dass die EU-Verträge der Kommission neben ihrem Mandat, die 

Anwendung des EU-Rechts zu überwachen, auch ein politisches Mandat zuweisen, worunter   

das Vorantreiben ihrer eigenen legislativen und politischen Agenda fällt (ebd.: 1, 10). Die 

Verschiedenheit dieser beiden Mandate könne widersprüchliche Anforderungen an die 

Kommission stellen. Sie folge bei der Ausübung ihrer Mandate daher verschiedenen 

Verhaltenslogiken, welche ihre Entscheidungsfindung beeinflussen könnten (ebd.: 8). Zhang 

stellt die These auf, dass das Handeln der Kommission bei der Durchsetzung des EU-Rechts 

sowohl von der Rolle eines „politischen Agents" als auch einer "juristischen Treuhänderin" 

geprägt sei (ebd.: 1). Als politischer Agent verfolge sie das Ziel, ihre gesetzgeberische und 

policy Agenda voranzutreiben (ebd.: 10). Als juristische Treuhänderin sei die Kommission 

bestrebt, das Funktionieren und die Stabilität des EU-Rechtssystems aufrechtzuerhalten (ebd.: 

8). Zhang geht davon aus, dass die Kommission als ein Hybrid dieser beiden Rollen auftritt, 

vor allem im Hinblick auf ihre praktische Arbeit (ebd.). Hierbei könne es zu einer Toleration 

of Noncompliance (ToN) kommen. Eine solche definiert Zhang als: 

 

“(…) a conscious decision of the Commission to officially terminate the enforcement procedure 

when the alleged noncompliance remains unrectified and is still considered by the Commission 

as illegal.” (Zhang 2022a: 2). 

 

Nach dem Principal-Agent Modell delegiert ein Auftraggeber (Principal) 

Entscheidungsbefugnisse an einen Bevollmächtigten (Agent), in der Erwartung, die Effizienz 

des Regelsystems zu erhöhen (Kiewiet & McCubbins 1991; Hawkins et al. 2006: 7; zitiert nach 

Zhang 2022a: 6 f.). Aufgrund von Informationsasymmetrien und Interessenkonflikten könnte 

der Bevollmächtigte jedoch die ihm übertragenen Befugnisse nutzen, um seine eigenen 

Interessen auf Kosten seines Auftrages strategisch zu verfolgen (Pollack 2003; Tallberg 2003: 

20; zitiert nach Zhang 2022a: 7). Aufbauend auf dieser Grundannahme könne sich die 

Kommission als politischer Agent in Reaktion auf Präferenzen der MS oder zur Förderung ihrer 

Eigeninteressen unter Vernachlässigung ihres Mandats als ‚Hüterin der Verträge' zu einer ToN 

entscheiden (Zhang 2022a: 7). Ein solches Verhalten könne von ihr als Gegenleistung für die 

Anpassung unwilliger MS an andere Bereiche ihrer politischen Agenda eingesetzt werden 
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(ebd.: 10). Die Rolle einer juristischen Treuhänderin erfordere hingegen eine quasi vollständige 

Autonomie der Kommission (ebd.: 7), sie darf von den Regierungen weder Weisungen einholen 

noch entgegennehmen (Art. 17, EUV). Ihr nachzukommen könne bei unklaren, 

unausgeglichenen oder sich überschneidenden Rechtslagen zwischen EU-Recht und 

nationalem Recht aber im Sinne einer Stabilität des EU-Rechtssystems auch zu einer ToN 

führen (Zhang 2022a: 9). 

 

3.2. Theoretische Erwartungen und kritische Reflexionen 

Zhang (2022a: 3) räumt ein, dass der Verzicht der Kommission auf die Durchsetzung von EU-

Recht nicht auf eine einzige kausale Logik zurückgeführt werden kann. Ein einzelner ToN-Fall 

müsse zudem stets unter Berücksichtigung des spezifischen rechtlichen und politischen 

Kontextes bewertet werden (ebd.). Aufgrund der Eigenheiten des Falls Turów könnten somit 

zwar Elemente des theoretischen Rahmens empirisch zutreffen, in anderen Punkten aber nur 

ein Ausgangspunkt für alternative Erklärungen sein können oder gar nicht zutreffen. Die 

ausgewählte Einzelfallstudie könnte illustrativ für eine ToN sein, kann aber keinesfalls darauf 

abzielen, eine Allgemeingültigkeit des theoretischen Rahmens zu demonstrieren. 

Die empirische Forschung zu ToN ist des Weiteren durch eine empirische Unsichtbarkeit des 

Phänomens herausgefordert, da die Entscheidungsgrundlagen der Kommission vertraulich 

behandelt werden (Prete 2016: 38, zitiert nach Zhang 2022a: 7). Zhang (2022a: 2 f.) hebt auch 

die begriffliche Unklarheit des Konzepts und die Schwierigkeit, ToN-Fälle von Fällen einer 

Gütlichen Einigung („amicable settlements“) zu differenzieren, hervor. 

Da für den Fall Turów eventuell nicht genug Primärquellen der Kommission öffentlich zur 

Verfügung stehen, die eine ToN dieser belegen könnten, könnte zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

lediglich auf Erklärungsansätze verwiesen werden müssen, deren hinreichende Validität noch 

über interne Dokumente und Interviews mit Verantwortlichen der  Kommission überprüft 

werden müsste. Ein weiteres Problem dürfte im Fall eine Differenzierung zwischen einer 

Gütlichen Einigung und einer ToN sein. Die Definition von ToN könnte auch zu eng sein und 

den Fall aufgrund seiner atypischen Eigenschaften ausschließen. 
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4. Methode 

Da der Fall Turów ungewöhnliche Eigenschaften besitzt, und diese genau herausgearbeitet 

werden sollten, um verstanden werden zu können (Behnke et al. 2010: 83-87), wird als 

Forschungsmethode die qualitative Einzelfallstudie gewählt (Behnke et al. 2010: 83-87; Yin 

2017: 353). Über eine prozessanalytische Herangehensweise soll der Rechtskonflikt um Turów 

und die Rolle der Kommission retrospektiv rekonstruiert werden (Nullmeier 2021: 209 ff.). Es 

werden hierbei empirische Primär- und Sekundärquellen zum Rechtskonflikt untersucht. 

Hierzu zählen vor allem öffentlich zugängliche Dokumente der Kommission, Antworten dieser 

auf Petitionen im Europäischen Parlament und ein öffentlich zugängliches Statement eines 

Beamten der Kommission. Außerdem werden Beschlüsse und Pressemitteilungen des EuGH, 

Klagen und Anträge vor dem Warschauer Verwaltungsgericht, ein Urteil dieses Gerichts, 

offizielle Beschlussdokumente der polnischen Regierung, sowie unabhängige Gutachten 

herangezogen. Es wird auch tschechische, polnische und deutsche mediale Berichterstattung 

berücksichtigt. Hierbei wird in erster Linie nach erklärendem Material für mögliche Ursachen 

für das Verhalten der Kommission im Rechtskonflikt gesucht. Der theoretische Rahmen dient 

als Ausgangspunkt der Analyse und unterstützt die Bildung von Erklärungsansätzen auf der 

Grundlage des empirischen Materials (Nullmeier 2021: 45; Blatter et al. 2017: 179, 185). Der 

Untersuchungszeitraum der Arbeit liegt zwischen den Jahren 2019 bis Juli 2023, da der 

Hergang des Rechtskonfliktes ab 2019, das Vertragsverletzungsverfahren gemäß Art. 259 ab 

2020 und der Zeitraum nach der Einstellung dieses Verfahrens im Februar 2022 bis Juli 2023 

berücksichtigt werden. 
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5. Fallauswahl 

Der Fall Turów ist zum einen atypisch, da zum ersten Mal in der Geschichte der EU ein MS  

einen anderen wegen eines Verstoßes gegen EU-Umweltrecht über den Art. 259 verklagt hat  

(Basheska 2021: 3) und es anfänglich nicht gelang, den Konflikt über diplomatische Mittel zu 

lösen. Zum anderen blieb die Noncompliance durch Polen trotz mehrerer Beschlüsse des EuGH 

und der Beilegung des zwischenstaatlichen Konfliktes über ein bilaterales Abkommen 

weitgehend bestehen, die Kommission hat sich aber nicht mehr mit dem Fall befasst. Die 

Fallanalyse verspricht, Erkenntnisse im Hinblick auf dieses Verhalten der Kommission zu 

liefern. Für die Untersuchung des Konzepts ToN sind aus empirischer und methodischer Sicht 

zudem Belege auf Fallebene erforderlich, wie Zhang (2022a: 6) betont. Hierzu kann der Fall 

Turów einen Beitrag leisten, indem herausgearbeitet wird, inwiefern dieser sich in das 

theoretische Konzept ToN einordnen lässt. 
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6. Der Rechtskonflikt um den polnischen 

Braunkohletagebau Turów 

Das mehrheitlich staatliche polnische Betreiberunternehmen des Braunkohletagebaus Turów, 

PGE, hatte Ende 2019 beim polnischen Umweltministerium eine Verlängerung der 2020 

auslaufenden Bergbaukonzession Turóws bis 2026 beantragt und hierfür im März 2020 eine 

Genehmigung gemäß polnischem Recht erhalten (PGE S.A. 2020; Regionalny Dyrektor 

Ochrony Środowiska 2020). Tschechien war hierbei der Auffassung, dass Polen die 

Verlängerung der Konzession ohne eine angemessene grenzüberschreitende 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erteilt hatte und die negativen Auswirkungen des 

Tagebaus auf tschechisches Staatsgebiet, etwa auf das Grundwasser, nicht ausreichend 

berücksichtigt habe. Zudem habe Polen Tschechien und die Öffentlichkeit zu spät und 

unvollständig über die Entscheidung der Verlängerung der Konzession in Kenntnis gesetzt. 

Polen habe dabei gegen mehrere EU-Richtlinien verstoßen (European Commission 2020). Der 

Konflikt um Turów ist ein Fall, in dem anfangs eher eine zwischenstaatliche politische 

Verständigung ohne Rechtsweg zu erwarten gewesen wäre. Seit 2019 führten Tschechien und 

Polen zwischenstaatliche Konsultationen zu Turów (Generalna Dyrekcja Ochrony Środowiska 

o. D.; Ministerstvo životního prostředí 2019). Diese blieben trotz Bemühungen, negative 

Auswirkungen auf die bilateralen Beziehungen zu vermeiden (ČTK 2019; Hosnedlová 2020), 

aber erfolglos, da Polen laut Tschechien nicht zufriedenstellend auf Anfragen reagierte und 

Informationen vorenthielt (ČTK 2020). Tschechien wandte sich daher an die Kommission, die 

ein EU-Pilotverfahren einleitete, ein informeller, strukturierter Dialog zwischen der 

Kommission und dem MS (European Commission 2022b), über den die Kommission versuchte, 

zu einer konstruktiven Lösung beizutragen (European Parliament. Committee on Petitions 

2022b: 2), was jedoch hier nicht gelang. Trotz geäußertem Verständnis für die Bedeutung 

Turóws für Polens Energiebilanz (ČTK 2019) leitete Tschechien daher im September 2020 ein 

Vertragsverletzungsverfahren gemäß Art. 259 (AEUV) gegen Polen ein (European 

Commission 2020), betonte jedoch trotzdem die bestehende Möglichkeit einer 

außergerichtlichen Einigung mit Polen (ČTK 2020). Ende 2020 gaben Tschechien und Polen 

in einem von der Kommission durchgeführten kontradiktorischen Verfahren gemäß Art. 259 

Stellungnahmen ab (Plevák 2020). Die Kommission stellte nach diesem Verfahrensschritt im 

Dezember 2020 in einer mit Gründen versehenen Stellungnahme fest, dass Polen tatsächlich 

gegen EU-Recht verstoßen hat, insbesondere gegen die Richtlinie 2011/92/EU über die UVP 

bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, aber auch gegen die Richtlinie 2003/4/EG 

https://euractiv.cz/authors/ondrej-plevak/
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über den Zugang zu Informationen in Bezug auf die Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der 

beteiligten MS im grenzüberschreitenden Verfahren und den Zugang zu Gerichten sowie gegen 

den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit (Artikel 4, Absatz 3, EUV) (European Commission  

2020). 

Tschechien reichte daraufhin im Februar 2021 eine Klage vor dem EuGH ein und warf Polen 

darin Rechtsverstöße gegen die UVP-Richtlinie 2011/92/EU, den Grundsatz der loyalen 

Zusammenarbeit sowie die Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG vor (C-121/21, Tschechische 

Republik/Republik Polen, 26. Februar 2021). Zusätzlich argumentierte Tschechien in einem 

Antrag auf einstweilige Maßnahmen gemäß Art. 279 (AEUV), dass der Betrieb Turóws bis zu 

einem endgültigen Urteil in der Rechtssache eingestellt werden solle, da dieser bereits 

ernsthafte Umwelt- und Gesundheitsschäden auf tschechischem Gebiet verursache (C-121/21, 

Tschechische Republik/Republik Polen, 26. Februar 2021). Der EuGH gab diesem Antrag statt 

und forderte Polen in einem Beschluss vom Mai 2021 auf, den Betrieb des Tagebaus sofort 

einzustellen, bis ein endgültiges Urteil gefallen ist (C- 121/21, Tschechische Republik/Republik 

Polen, 21. Mai 2021). Polen wehrte sich allerdings dagegen, diesen Beschluss zu vollstrecken 

und verwies auf eine Gefährdung der Versorgungssicherheit des polnischen Stromnetzes und 

drohende sozioökomische Folgen für Polen im Falle einer Einstellung des Betriebs Turóws 

(ebd.: 12). Die Kommission trat kurz darauf im Juni 2021 dem Verfahren als Streithelferin des 

Antragstellers Tschechien bei (European Parliament. Committee on Petitions 2022a: 4). Der 

EuGH sah die Argumentation Polens schließlich nicht als ausreichend begründet an und 

verpflichtete Polen im September 2021 dazu, ein tägliches Zwangsgeld von 500.000 Euro an 

die Kommission zu zahlen, bis die angeordnete Stilllegung Turóws vollstreckt sei (C-121/21, 

Tschechische Republik/Republik Polen, 20. September 2021). Trotz alledem setzte Polen den 

Betrieb des Tagebaus fort und weigerte sich vehement, die Strafen zu zahlen4 (EURACTIV & 

Reuters 2021; Gwozdz-Pallokat 2021).  

Am 4. Februar 2022 endete der Gerichtsfall schließlich ohne ein Urteil des EuGH. Tschechien 

und Polen zogen alle Ansprüche aufgrund einer Gütlichen Einigung in Form eines 

außergerichtlichen bilateralen Abkommens zurück und das Gerichtsverfahren wurde eingestellt 

(C-121/21, Tschechische Republik/Republik Polen, 04. Februar 2022; Republic of Poland & 

Czech Republic 2022). Dieses Abkommen legt verbindliche Maßnahmen fest, welche die 

Auswirkungen des Braunkohletagebaus auf das tschechische Gebiet begrenzen sollen. Polen 

                                                      
4 Die polnische Regierung versuchte die vom EuGH verhängten Strafzahlungen angesichts der später erzielten 
Einigung mit Tschechien für nichtig zu erklären. Dies scheiterte im Mai 2022 vor dem EuGH (Tschechische 
Republik/Republik, C-121/21, 2022) und 68,5 Millionen Euro wurden durch die Kommission von Polens EU-
Haushaltsmitteln abgezogen (European Parliament, Committee on Petitions 2022a: 6; Krzysztoszek 2022). 
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verpflichtet sich in erster Linie dazu, eine Entschädigung von 35 Mio. Euro an Tschechien zu 

zahlen (Republic of Poland & Czech Republic 2022: 36 f.). Das Abkommen sieht darüber 

hinaus vor, dass Streitigkeiten zu Turów künftig möglichst über Verhandlungen geklärt werden 

und Tschechien kein weiteres Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 259 einleitet (ebd.: 50 

f.). Im Abkommen wird die UVP-Richtlinie 2011/92 nur am Rande erwähnt. Vor dem EuGH 

hatte Tschechien noch vor allem eine Noncompliance Polens mit dieser beklagt. Nun wurde 

jedoch lediglich festgeschrieben, dass Polen Tschechien die Möglichkeit geben solle, zu 

entscheiden, ob es an der grenzüberschreitenden UVP teilnehmen möchte, falls dies gemäß der 

Richtlinie erforderlich sein sollte (Republic of Poland & Czech Republic 2022: 40). Polen 

entscheidet also größtenteils weiterhin alleine über die Angemessenheit des 

Genehmigungsverfahrens für die Konzession Turóws. Die polnische Regierung hat 

mittlerweile sogar eine Verlängerung dieser bis zum Jahr 2044 beschlossen (Bogatynia 2021a). 

Die Kommission antwortete zwar im April 2022 auf eine Petition aus der tschechischen 

Grenzregion Liberecký kraj, die andauernde Umweltschäden durch Turów  thematisierte und 

ein Vertragsverletzungsverfahren der Kommission forderte, dass sie die Bedingungen des 

Abkommens und seine Folgen prüfe, ihren institutionellen Aufgaben gemäß Art. 259 aber 

bereits vollständig nachgekommen sei (European Parliament. Committee on Petitions 2022a: 

6). 

 

Es kann im Fall Turów zudem eine starke Zurückhaltung der deutschen Bundesregierung und 

der sächsischen Landesregierung beobachtet werden (Ulbrich 2023). Die betroffene sächsische 

Grenzstadt Zittau hat im Jahr 2023 allerdings vor dem Verwaltungsgericht in Warschau gegen 

die UVP-Entscheidung der polnischen Regierung zu Turów geklagt (Stadtverwaltung Zittau 

2023) und einen Antrag gegen die Vollstreckung dieser eingereicht (Aktenzeichen IV SA/Wa 

654/23). Das polnische Gericht stellte im Mai 2023 tatsächlich einen Verstoß gegen die UVP-

Richtlinie 2011/92 fest und entschied, dass die Entscheidung der polnischen Regierung, die 

Konzession auf der Grundlage der UVP zu verlängern, so lange auszusetzen ist, bis die 

Beschwerde vom Oberverwaltungsgericht Polens geprüft wurde (Aktenzeichen IV SA/Wa 

654/23). Die polnische Umweltdirektion und PGE legten beim polnischen 

Oberverwaltungsgericht jedoch Berufung gegen dieses Urteil ein (Wojewódzki Sąd 

Administracyjny w Warszawie 2023). Dieses urteilte im Juli 2023, dass die angeordnete 

Einstellung des Betriebs Turóws wieder aufgehoben werden muss, da das „öffentliche Interesse 

am Weiterbetrieb“ im Urteil des Warschauer Verwaltungsgerichts nicht ausreichend 

berücksichtigt worden sei (Sächsische Zeitung 2023). 
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Des Weiteren sind auch nicht-staatliche Akteure im Konflikt um Turów involviert. Die 

Umweltorganisationen Greenpeace und EKO-UNIA klagten ebenfalls vor dem Warschauer 

Verwaltungsgericht gegen die UVP-Entscheidung und Greenpeace reichte dort auch einen 

Antrag gegen diese ein (Aktenzeichen IV SA/Wa 654/23). Der BUND Sachsen legte zudem 

Beschwerde bei der Kommission ein (BUND Sachsen 2022), auch gegen das bilaterale 

Abkommen, mit der Begründung, dass es negative Umweltfolgen durch Turów und die 

Noncompliance Polens nicht auflöse (Zachová 2022). Auf der anderen Seite legten die 

polnische Gemeinde Bogatynia und Gewerkschaften der Belegschaft Turóws eine Beschwerde 

bei der Kommission gegen den EuGH-Beschluss ein, den Betrieb Turóws übergangsweise 

einstellen zu müssen (Bogatynia 2021b; European Parliament, Committee on Petitions, 2022c) 

und polnische Gewerkschaftsmitglieder protestierten öffentlich gegen diesen (Wiadomosci.tvp 

2021). 

 

 

 

Abbildung 1: Die geografische Lage des Braunkohletagebaus Turów. Quelle: In 

Anlehnung an Auszug aus Google LLC (2023): Google Maps [Kartendienst], [online]
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7. Fallanalyse: Erklärungsansätze für das Verhalten der EU-

Kommission im Fall Turów 

Es folgt nun eine Verbindung empirischer Quellen und Beobachtungen zum Fall Turów mit 

dem theoretischen Rahmen, um das Verhalten der Kommission einordnen und 

Erklärungsansätze für dieses bilden zu können. 

Eine Erklärung dafür, dass die Kommission bisher kein Vertragsverletzungsverfahren gegen 

Polens Noncompliance im Fall Turów eingeleitet hat, kann anknüpfend an Falkners (2018) 

Hinweis von den offiziellen Strategien der Kommission zur Durchsetzung von EU-Recht 

abgeleitet werden. Die Kommission hat im Jahr 2022 eine Mitteilung mit dem Titel 

„Durchsetzung des EU-Rechts für ein Europa, das greifbare Ergebnisse liefert“ veröffentlicht 

(Europäische Kommission 2022) aus der hervorgeht, dass sich die Kommission bei 

Noncompliance-Fällen weiterhin an dem strategischen Ansatz und den Prioritäten ihrer 

Mitteilung aus dem Jahr 2017 orientiert (ebd.: 24). In ihr werden lediglich kleinere Änderungen 

und Ergänzungen vorgenommen. Somit kann gesagt werden, dass die Kommission sich im 

Untersuchungszeitraum der Arbeit von 2019 bis Juli 2023 offiziell nach dem Inhalt der 

Mitteilungen von 2017 und 2022 richtete. 

Der strategische Ansatz der Mitteilungen kann bei der Antwort der Kommission auf eine 

Petition beobachtet werden (European Parlament, Committee on Petitions 2022b), die einen 

Verstoß gegen die UVP-Richtlinie 2011/92 bei einem Autobahn- und Stromnetz 

Infrastrukturprojekt in Polen beklagte. Die Kommission erläuterte in dieser, sie nutze ihrer 

Mitteilung von 2017 zufolge ihren Ermessensspielraum, um Vertragsverletzungsverfahren 

strategisch und je nach Mehrwert einzusetzen (ebd.: 3). Sie unterscheide dabei zwischen 

Einzelfällen und systemischen Verstößen. Für Einzelfälle von Noncompliance, die nicht 

systemisch seien, könnten geeigneter nationale Rechtsbehelfe angewendet werden, weshalb die 

Kommission keine Absicht habe, den Fall weiterzuverfolgen (ebd.: 3 f.). Analoge Erwägungen 

der Kommission könnten im Fall Turów dazu geführt haben, dass sie kein 

Vertragsverletzungsverfahren einleitete. 

In einem anderen Fall einer strukturellen Noncompliance mit der UVP-Richtlinie 2011/92 hatte 

die Kommission im Jahr 2019 hingegen ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258   gegen 

Polen eingeleitet (Europäische Kommission 2019: 5). Es ging in diesem darum, dass Polen es 

nicht erlaubte, vor nationalen Gerichten einen vorübergehenden Stopp der Umsetzung strittiger 

Vorhaben zu beantragen oder die endgültige Genehmigung von Projekten aufgrund eines 

Rechtsverstoßes anzufechten (Europäische Kommission 2019: 5). Polen änderte 2021 sein 



18  

UVP-Gesetz schließlich (Dz.U. 2021 poz. 784 vom 30. März 2021), woraufhin die Kommission 

die Noncompliance als berichtigt ansah und das Verfahren einstellte (European Parliament. 

Committee on Petitions 2022b: 3 f.). Dies zeigt, dass die Kommission bei einer strukturellen 

Noncompliance mit der UVP-Richtlinie 2011/92 bereit war, ein eigenes Verfahren einzuleiten, 

mit dem Ziel sicherzustellen, dass ein wirksamer Rechtsbehelfsmechanismus mit dem 

polnischen UVP-Gesetz in Anspruch genommen werden kann. Es ist ersichtlich, dass die Stadt 

Zittau und Greenpeace vor dem Warschauer Verwaltungsgericht auf der Grundlage von diesem 

die Aussetzung der Vollstreckung der UVP-Entscheidung der polnischen Regierung 

beantragten, auf der die verlängerte Bergbaukonzession Turóws beruht (Art. 28, Dz.U. 2021 

poz. 784; Aktenzeichen IV SA/Wa 654/23). 

 

Die Kommission ist laut ihrer Mitteilung von 2022 zudem der Auffassung, dass es bei der 

Durchsetzung von EU-Recht darum gehe, mit den MS zu kooperieren (Europäische 

Kommission 2022: 8). Wichtig sind bei diesem Ansatz auch EU-Pilotverfahren (ebd.: 16, 22). 

Wie ein hoher Beamter der Generaldirektion Umwelt (DG Environment) der Kommission, 

Aurel Ciobanu-Dordea (Aurel CIOBANU-DORDEA o. D.), im Juli 2020 im Europäischen 

Parlament als Antwort auf eine Petition zu den negativen Folgen Turóws auf tschechisches 

Grundwasser erklärte, beabsichtigte die Kommission, die Gespräche mit den Behörden beider 

MS fortzusetzen, um eine Lösung zu finden. Erst wenn sich dieser Ansatz als unwirksam 

erweise, werde sie ein Vertragsverletzungsverfahren in Betracht ziehen (PETI Committee 

Meeting. European Parliament Multimedia Centre 2020: 13:41-22:09). Das Pilotverfahren 

führte aber zu keiner Lösung und Tschechien klagte gemäß Art. 259 vor dem  EuGH. Es könnte 

angenommen werden, dass die Kommission dieses Verfahren Tschechiens als Ersatz für ein 

eigenes Verfahren nach Art. 258 gewertet haben könnte und daher als Streithelferin dem 

Verfahren beitrat, anstatt ein eigenes Verfahren zu eröffnen. 

 

Die Zurückhaltung der Kommission könnte aber auch über länderspezifische- und 

sektorspezifische Faktoren (Treib 2014: 22 ff.) und den politischen Kontext in Polen erklärt 

werden. Polnische Gewerkschaften, das Betreiberunternehmen PGE und die Lokalregierung 

Bogatynias stellen sich vehement gegen einen Stopp des Braunkohleabbaus in Turów 

(Bogatynia 2021b; Wiadomosci.tvp 2021; PGE S.A. 2023). Dieser wird in der regionalen 

Bevölkerung mehrheitlich unterstützt (Żuk & Żuk P. 2022: 4 ff.). Die Noncompliance Polens 
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kann somit als politisiert bezeichnet werden, was ihren Fortbestand begünstigen kann (Börzel 

2021: 43 ff.). Die PiS bemüht zudem das Narrativ der Kohlenergie als Garant für die nationale 

Souveränität (Żuk & Szulecki 2020: 12 ff.; Biedenkopf 2021) und misst Turów hierbei große 

Bedeutung bei (Bogatynia 2021c). Polens Strommix setzte sich 2022 zu etwa 70 % aus 

Kohleenergie zusammen (Forum Energii 2023: 32) und Turów deckt laut der Regierung 5 bis 

7 % des polnischen Strombedarfs (The Chancellery of the Prime Minister 2023). Es fehlt 

eindeutig der politische Wille der PiS- Regierung, eine zeitnahe Substitution der Kohleenergie 

mit erneuerbaren Energieträgern einzuleiten (Riedel 2019; Taylor 2021). Bemühungen der 

Kommission, Polen auf die Linie der eigenen energiepolitischen Agenda zu bringen, sind in der 

Region Bogatynia-Zgorzelec bisher gescheitert, wie der Ausschluss der Region aus dem 

Förderprogramm des Just Transition Funds (JTF) im Jahr 2021 aufgrund der Verlängerung der 

Konzession Turóws zeigte (European Parliament. Committee on Petitions 2022c: 6). Die vom 

EuGH verhängten Strafzahlungen haben Polen finanziell deutlich mehr gekostet als die Summe 

an finanziellen Unterstützungen für Tschechien aufgrund des bilateralen Abkommens. Dies 

zeigt, welch hohe Kosten Polen bei dieser Noncompliance bereit ist in Kauf zu nehmen. 

Falkner (2018: 770) weist darauf hin, dass fraglich sein kann, ob Verstöße gegen den Willen 

der jeweiligen Regierungen der MS überhaupt gestoppt werden können. Die Kommission 

könnte eine Compliance Polens im Fall Turów aufgrund des oben aufgeführten Kontextes in 

Polen schlicht für unrealistisch halten und einen Mehrwert eines Vertragsverletzungsverfahrens 

dementsprechend nicht erwarten. 

 

Nun wird erörtert, inwiefern sich Zhangs Definition und These zu ToN dazu geeignet sind, den 

Fall Turów theoretisch zu erfassen und zu seiner Erklärung beizutragen. 

Da das Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 259 von Tschechien eingeleitet wurde und im 

Zuge des Abkommens zwischen Tschechien und Polen eingestellt wurde, kann nicht davon 

gesprochen werden, dass die Kommission das Verfahren beendet hat. Es kann außerdem nicht 

klar belegt werden, dass die Kommission Polens Noncompliance mit der UVP-Richtlinie im 

Fall Turów immer noch für illegal hält, auch wenn aufgrund der unveränderten Situation seit 

ihrer Stellungnahme im Jahr 2020 davon ausgegangen werden kann. Zhang (2022a: 2) weist 

darauf hin, dass eine ToN nicht mit einer Gütlichen Einigung verwechselt werden dürfe. Im 

Fall Turów kam es aber zu einer Gütlichen Einigung zwischen Tschechien und Polen, welche 

zu einer Beendigung des Vertragsverletzungsverfahrens führte, auch wenn die Kommission 

nicht am Abkommen mitwirkte. Zhang (2022b) merkt zu einer solchen an: „(…) amicable 

settlements (…) usually entail some degree of behavioural changes from the member state in 
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question, for example, a partial rectification of noncompliance.” (Andersen, 2012: 18, zitiert 

nach Zhang 2022b: 1002). Dies ist in Bezug auf die Voraussetzung für eine ToN, „(…) the 

alleged noncompliance remains unrectified (…)“ (Zhang 2022a: 2), von Bedeutung. Welche 

Teile der Noncompliance das Abkommen aufgelöst hat, wurde weder von der Kommission 

noch dem EuGH öffentlich festgestellt. Es kann im Rahmen dieser Arbeit somit nicht eindeutig 

bewertet werden, ob es zu einer partiellen Berichtigung der Noncompliance im Fall Turów kam. 

Es ist aber davon auszugehen, dass der Verstoß gegen die Richtlinie 2003/4/EG über den 

Zugang zu Informationen mit dem Abkommen zum Teil aufgelöst wurde (Republic of Poland 

& Czech Republic 2022: 37). Wäre eine partielle Berichtigung der Noncompliance gegeben, 

würde dies der Definition einer ToN nach Zhang widersprechen. 

Zur These Zhangs, dass die Kommission im Falle einer ToN als ‚politischer Agent' und als 

‚juristische Treuhänderin' agieren könne, kann gesagt werden, dass eine ToN der Kommission 

nicht auf die Ausübung der Rolle einer juristischen Treuhänderin zurückgeführt  werden kann, 

da die betroffenen Richtlinien das Funktionieren und die Stabilität des EU-Rechtssystems nicht 

beeinträchtigt haben. Es könnte aber argumentiert werden, dass die Kommission im Konflikt 

als politischer Agent auftrat. Die Kommission hat sich im Fall Turów dazu entschieden, die 

Kooperation der MS zu suchen (EU-Pilotverfahren) und sprach sich für eine „konstruktive 

Lösung mit beiden Parteien“ aus (European Parliament. Committee on Petitions 2022a: 3). Die 

Tatsache, dass das bilaterale Abkommen die in der Klage Tschechiens vorgebrachte 

Noncompliance mit der UVP-Richtlinie nicht löste, führte nicht dazu, dass die Kommission 

eigene Durchsetzungsmaßnahmen einleitete. Dies könnte im Gesamtbild darauf hinweisen, 

dass die Kommission die Präferenz der beiden MS, den Rechtskonflikt mit dem Abkommen zu 

beenden (Republic of Poland & Czech Republic 2022: 50 f.), bei ihrer Entscheidung 

berücksichtigt haben könnte, kein Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten. Aufgrund der 

Vertraulichkeit ihrer Kommunikation mit den MS und ihrer Entscheidungsfindung kann dies 

aber nicht belegt werden und daher auch nicht als Erklärungsansatz dienen. 
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8. Diskussion 

Es dürften somit die folgenden drei Gründe dazu geführt haben, dass die Kommission im Fall 

Turów kein eigenes Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat: 

1. Der strategische Ansatz der Kommission aus den Mitteilungen von 2017 und 2022 

priorisiert eine Verfolgung systemischer und struktureller Noncompliance. Als ein solcher 

Fall kann der Einzelfall Turów nicht gelten. 

2. Bei nicht systemischen Einzelfällen von Noncompliance hält die Kommission nationale 

Rechtsbehelfe für die geeigneteren Maßnahmen gegenüber Vertragsverletzungsverfahren 

(European Parlament, Committee on Petitions 2022b: 3 f.). Im Fall Turów wurde der in 

dem 2021 überarbeiteten polnischen UVP-Gesetz festgeschriebene 

Rechtsbehelfsmechanismus (Art. 28, Dz.U. 2021 poz. 784) in Gestalt der Anträge der Stadt 

Zittau und Greenpeace vor dem Verwaltungsgericht Warschau in Anspruch genommen. 

3. Die Kommission versucht, Noncompliance-Fälle zunächst vorzugsweise vermittelnd und 

in Kooperation mit den MS zu lösen, bevor sie Vertragsverletzungsverfahren in Erwägung 

zieht (Europäische Kommission 2022). Entsprechend dieser Präferenz leitete sie im Fall 

Turów ein EU-Pilotverfahren ein und sprach sich für eine einvernehmliche Lösung des 

Rechtskonfliktes aus (European Parliament. Committee on Petitions 2022a). 

Es kann letztlich davon ausgegangen werden, dass die Kommission ihre offizielle 

Umgangsweise mit Noncompliance, die sie in ihren Mitteilungen von 2017 und 2022 festgelegt 

hat, im Fall Turów trotz seiner atypischen Eigenschaften recht stringent befolgt hat. Eine 

Einschätzung der Kommission, dass ein Einlenken Polens unter der PiS-Regierung 

unrealistisch ist und ein Mehrwert eines Vertragsverletzungsverfahrens daher nicht mit 

Sicherheit erwartet werden kann, könnte auch eine Rolle gespielt haben. Es könnte außerdem 

vermutet werden, dass die Kommission im Fall als politischer Agent nach Zhang (2022a) aktiv 

gewesen ist. Sie könnte der Präferenz der MS, den Rechtskonflikt mit dem Abkommen 

endgültig zu beenden, im Gespräch mit diesen entgegengekommen sein, und daher kein eigenes 

Verfahren eingeleitet haben. Beides kann in dieser Arbeit aber aufgrund mangelnder 

empirischer Evidenz nicht als ein Motiv der Kommission, kein Vertragsverletzungsverfahren 

einzuleiten, belegt werden. 
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In Bezug auf Zhangs Definition einer Toleration of Noncompliance (ToN) weicht der Fall 

Turów in einigen Aspekten von dieser ab. Zwar scheint die Kommission tatsächlich die 

Noncompliance zu ‚tolerieren', vor allem da sie nach dem Abkommen nicht mehr aktiv wurde. 

Aufgrund seiner engen Definition findet das Konzept ToN aber nur begrenzt Anwendung. Dies 

war aufgrund der atypischen Eigenschaften des Falls zu erwarten (siehe Kapitel 3.2.). Dennoch 

könnte über eine Definition einer ToN mit offeneren Bedingungen nachgedacht werden, um 

den Fall theoretisch passender einordnen zu können. Falkners (2018) Hinweise auf die offizielle 

Strategie der Kommission zur Durchsetzung von EU-Recht und auf das Instrument der EU-

Pilotverfahren haben jedoch entscheidende Hinweise zur Bildung der Erklärungsansätze 

geliefert. 

Die Forschungsfrage lässt sich über die drei aufgeführten Erklärungsansätze größtenteils 

beantworten. Dies gelingt mittels einer Rekonstruktion der Handlungsschritte der Kommission, 

hauptsächlich über ihre Antworten auf Petitionen, und über den Vergleich dieser mit ihrer 

offiziellen Strategie zur Durchsetzung von EU-Recht. Um zu den Erklärungsansätzen zu 

gelangen, mussten Indizien aus anderen zusammenhängenden Noncompliance-Fällen auf den 

Fall Turów bezogen werden. Hier macht sich bemerkbar, dass fallbezogenes empirisches 

Material, wie Interviews mit Kommissionsbeamten und interne Dokumente der Kommission, 

zur eindeutigen Feststellung kausaler Ursachen für das Handeln dieser fehlt, gerade im Hinblick 

auf ihre internen Dynamiken und mögliche politische Erwägungen. Zukünftige Arbeiten 

könnten sich dieser Aufgabe annehmen, wenn sich der Zugang zu internen Quellen der 

Kommission ergibt. 
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9. Fazit und Ausblick 

Es kann geschlussfolgert werden, dass der strategische Ansatz der Kommission, welcher die 

Bedeutung nationaler Rechtsbehelfe bei nicht systemischen Einzelfällen von Noncompliance 

hervorhebt, der wichtigste Grund dafür gewesen sein dürfte, dass die Kommission im Fall 

Turów kein Vertragsverletzungsverfahren einleitete. Zudem hat sich eine Präferenz der 

Kommission für eine Lösung des Rechtskonflikts über eine politische Verständigung zwischen 

den MS bemerkbar gemacht. 

 

Der Braunkohletagebau Turów wird angesichts des neusten Urteils des polnischen 

Oberverwaltungsgerichts voraussichtlich bis mindestens 2026 in Betrieb bleiben. Dennoch 

zeigt sich, dass es neben starker Unterstützung vor allem seitens der PiS-Regierung auch 

Widerstand gegen Turów gibt, besonders ausgehend von zivilgesellschaftlichen 

Umweltorganisationen. Diese werden aufgrund der andauernden Noncompliance Polens 

möglicherweise weiterhin versuchen, einen Stopp des Braunkohleabbaus in Turów über den 

Rechtsweg in Polen zu erwirken. Ob dies gelingen kann, dürfte jedoch auch maßgeblich von 

der Funktionsfähigkeit und Unabhängigkeit der polnischen Justiz abhängen. Die 

energiepolitische Ausrichtung der nächsten polnischen Regierung nach der polnischen 

Parlamentswahl 2023 (Serwis Rzeczypospolitej Polskiej o. D.) könnte aber auch neue 

Entwicklungen im Fall anstoßen. 

 

Eine weitere Forschungsmöglichkeit zum Fall könnte eine vertiefte Analyse der politischen 

Dynamiken im Dreiländereck sein. Es könnte stärker auf die polnische Energie- und 

Umweltpolitik, aber auch auf die Rolle Deutschlands im Konflikt Turów eingegangen werden, 

oder die Auswirkungen des Falls auf die Beziehungen Polens und Tschechiens innerhalb der 

Visegrád-Gruppe untersucht werden. Zum anderen könnte der Fall, im Vergleich mit anderen 

atypischen Fällen einer hartnäckigen Noncompliance, theoriebildend zu einem theoretischen 

Konzept zum Umgang der Kommission mit solchen beitragen. 
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